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Stellungnahme des BUND Sachsen e.V. zur Planfeststellung des Vorhabens B 156 
Ortsumgehung Malschwitz/Niedergurig; Anhörung 

Der BUND Sachsen e.V., als anerkannter Naturschutzverband gemäß § 32 Sächsisches Naturschutzge-
setz, nimmt im Rahmen der öffentlichen Beteiligung Stellung zum Planfeststellungsverfahren für den 
Neubau der Ortsumgehung Malschwitz/Niedergurig im Zuge der Bundesstraße B 156. Unsere Bewer-
tung basiert auf einer gründlichen Analyse der Planunterlagen sowie unserer eigenen früheren Stellung-
nahme (BUND 2020). 

Als Verband, der sich seit Jahrzehnten für den Erhalt der biologischen Vielfalt, den Schutz sensibler 
Ökosysteme und die strikte Umsetzung des europäischen Umweltrechts einsetzt, betrachten wir dieses 
Projekt mit größter Skepsis. Es liegt in einem hochsensiblen Naturschutzraum, der Teil des Natura-2000-
Netzes ist, und verursacht trotz vorgesehener Kompensationen nachhaltige Schäden an Biodiversität, 
Gewässern und Böden. Wir möchten die Gelegenheit nutzen, um in unserer Stellungnahme detaillierte 
Verbesserungen zu fordern, die den Eingriff verkleinern sollen, langfristige Wirksamkeit sichern und den 
gesetzlichen Anforderungen an Vermeidung vor Ausgleich (§ 15 BNatSchG) Rechnung tragen. Wir 
orientieren uns dabei an unseren Kernprinzipien, die auf wissenschaftlichen Gutachten und Praxiserfah-
rungen beruhen, und plädieren für eine Neuausrichtung des Projekts hin zu mehr Nachhaltigkeit. 

Kapitel 1: Rechtlicher Prüfmaßstab und grundsätzliche Feststellungen 

Die geplante Ortsumgehung Niedergurig / Malschwitz unterliegt dem Bundesfernstraßengesetz und 
erfordert eine Planfeststellung mit Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß §§ 7 ff. UVPG (VIC 2019a, 
Kap. 1.1 – 1.3). Wesentliche Prüfmaßstäbe sind das UVPG, das Bundes- und Sächsische Naturschutz-
gesetz, die FFH- und die Vogelschutzrichtlinie (VIC 2019b, Kap. 2 und 5) sowie das Bundes-Klimaschutz-
gesetz (VIC 2019a, Kap. 6). § 16 UVPG verlangt die gleichrangige Betrachtung aller zumutbaren Alterna-
tiven; §§ 13 – 17 BNatSchG statuieren den Vorrang von Vermeidung und Entsiegelung vor Ausgleich 
(VIC 2019b, Kap. 7). Art. 6 Abs. 3 FFH-RL gestattet eine Zulassung nur, wenn erhebliche Auswirkungen 
auf Natura 2000 sicher ausgeschlossen sind oder alternativlos zwingende Gründe des überwiegenden 
öffentlichen Interesses vorliegen (VIC 2019b, Kap. 6). Diese Vorgaben wurden durch EuGH C-258/11 
und BVerwG 4 C 12.08 weiter präzisiert und fordern eine strengere Alternativenprüfung, die hier aus 
unserer Sicht unvollständig ist. Die Unterlagen verkürzen die Alternativenprüfung unzulässig auf 
bautechnische Varianten im Neubaukorridor (VIC 2019a, Kap. 3), verzichten auf den Nachweis 
gleichwertiger Entsiegelungsflächen trotz 64.810 m² Neubauversiegelung (VIC 2019b, Kap. 7) und 
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erklären den Funktionsverlust wesentlicher Rast- und Brutflächen im SPA „Spreeniederung Malschwitz“ 
für unerheblich, obwohl das eigene Gutachten ihn als erheblichen Konflikt benennt (VIC 2019b, Kap. 6). 
Damit wird der gesetzliche Maßstab verfehlt; diese Feststellung bildet die Grundlage der weiteren 
fachlichen Prüfungen. 

Kapitel 2: Klimabilanz, Wirtschaftlichkeit und verkehrliche Wirksamkeit 

Der Feststellungsentwurf weist für das Prognosejahr 2030 einen Tagesverkehr von bis zu 8.700 Kfz/24 
h im südlichen Streckenabschnitt der neuen Trasse aus (VIC 2019a, Tab. 3). Gleichzeitig sinkt das Auf-
kommen in der Ortsdurchfahrt Niedergurig von heute 8.200 Kfz/24 h auf ca. 1.000 Kfz/24h (VIC 2019a, 
Tab. 3). Die reale Entlastung ist zwar signifikant, wird jedoch durch die hohe Verkehrsbelastung auf der 
Neubaustrecke und die vorgesehene zulässige Höchstgeschwindigkeit von 100 km/h (obwohl die 
technische Planungsgeschwindigkeit nur 90 km/h beträgt) teilweise wieder kompensiert, weil höheres 
Tempo die Quellenschallleistung jedes Fahrzeugs steigen lässt (VIC 2019a, Kap. 4).  

Für die Klimabilanz legt der Fachbeitrag „Klimaschutz 01/2025“ weiter einen CO₂-Kostenansatz von 145 
€/t zugrunde. Seit Anfang 2025 empfiehlt das Umweltbundesamt jedoch einen Bewertungswert von 237 
€/t, was die rechnerischen Klimafolgekosten um mehr als 60% erhöhen würde. Diese Diskrepanz unter-
streicht, dass das Projekt dem EU-Green-Deal und nationalen Klimazielen widerspricht, da keine umfas-
sende CO₂-Minderungsstrategie integriert ist.  

Da zugleich die Bruttoprojektkosten von ursprünglich 6,2 Mio. € (BVWP 2030-Datenblatt) auf 9,1 Mio. € 
(VIC 2019a, S. 120) gestiegen sind, ist das Nutzen-Kosten-Verhältnis von 2,9 inzwischen rechnerisch 
unter 1,6 abgesackt. Eine aktualisierte Wirtschaftlichkeitsrechnung ist in den Unterlagen nicht enthalten.  

Die UVP-Unterlage 1.5 räumt ein, dass während der Bauphase 64.810 m² landwirtschaftliche Nutzfläche 
vollständig versiegelt werden, ohne dass eine gleich große Entsiegelung benannt wäre. Dies 
widerspricht § 13 Abs. 2 SächsNatSchG, der die vorrangige Inanspruchnahme bereits versiegelter 
Flächen verlangt. In der tabellarischen Bilanz des LBP wird der Flächenausgleich überwiegend über 
straßennahe Restparzellen gedeckt, die wegen der Schadstoffvorbelastung nur zu 25% 
anrechnungsfähig sind (VIC 2019b, Kap. 8).  

Schließlich blendet die Variantenprüfung jede nicht-bauliche Option aus. Tempo 30 im Ortskern, ein 
nächtliches Lkw-Durchfahrtsverbot, ein dichterer Bustakt Bautzen–Malschwitz und eine teilweise 
Umleitung des Quell-/Zielverkehrs über die bereits ausgebaute S 109 werden im UVP-Bericht lediglich 
als „nicht verfolgte Maßnahmen“ vermerkt (VIC 2019a, Kap. 2.1), obwohl § 16 UVPG ausdrücklich 
verlangt, alle technisch und rechtlich zumutbaren Alternativen zu untersuchen.  

Im Ergebnis ist weder die klimatische noch die verkehrliche Rechtfertigung des Projekts belastbar doku-
mentiert. Eine aktuelle CO₂-Bilanz und eine Neubewertung des Nutzen-Kosten-Verhältnisses sind zwin-
gend nachzureichen; andernfalls fehlt der Planfeststellungsbehörde die Entscheidungsgrundlage. 

Kapitel 3: Auswirkungen auf Schutzgüter 

Besonders kritisch bewerten wir die Auswirkungen auf Biotope und Arten, die im FFH- und SPA-Kontext 
stehen. Der Trassenverlauf zerschneidet 12,5 Hektar Rast- und Nahrungsflächen für nordische Gänse 
und Schwäne im SPA-Gebiet, wobei die Effektdistanz durch Lärm, Licht und Bewegung bis zu 300 Meter 
beträgt und damit die Funktionalität dieser Habitate langfristig beeinträchtigt (Philipp 2016; VIC 2019b, 
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Kap. 6.3.1, Konflikt 26 B b). Für Brutvögel wie den Kiebitz (Vanellus vanellus), der in Sachsen vom Aus-
sterben bedroht ist, bedeutet dies einen Verlust von Offenlandhabitaten, da die Unterlagen Worst-Case-
Szenarien einräumen, ohne dass die vorgesehene Kompensation – eine 2 Hektar große Brachfläche – 
ausreicht, um den Erhaltungszustand zu sichern (Philipp 2016, S. 146).  

Ähnlich problematisch ist der Einfluss auf FFH-Arten wie den Fischotter (Lutra lutra) und die Bartfleder-
maus (Myotis mystacinus): Wanderwege werden unterbrochen, und Kollisionsrisiken steigen, obwohl 
Durchlässe und Hop-Over-Strukturen geplant sind; hier fehlt jedoch eine Garantie für deren langfristige 
Funktionalität, da Monitoringpläne unzureichend detailliert sind (VIC 2019b; Philipp 2016, S. 32, 55). Der 
Artenschutzbeitrag attestiert zwar "keine Verbotstatbestände" gemäß § 44 BNatSchG, doch dies basiert 
auf Annahmen, die potenzielle Misserfolge ignorieren, etwa wenn Pflegemängel zu einem Scheitern der 
Nisthilfen für Fischadler führen (Philipp 2016, S. 134). Insgesamt droht ein Biodiversitätsverlust, da die 
Kompensationen quantitativ unterdurchschnittlich sind und kumulative Effekte – wie die Intensivierung 
von Restflächen – unterschätzt werden (VIC 2019b; BUND 2020). 

Im Bereich Boden und Gewässer sehen wir einen Verstoß gegen das Verschlechterungsverbot der Was-
serrahmenrichtlinie (WRRL), da der chemische Zustand der Spree bereits "nicht gut" ist und zusätzliche 
Belastungen durch erhöhten Oberflächenabfluss (bis zu 78,5 Liter pro Sekunde in den Briesinggraben) 
sowie Tausalz- und Schadstoffeinträge drohen (Edelmann 2018, S. 103). Der WRRL-Fachbeitrag räumt 
ein, dass keine Verbesserungen geplant sind, obwohl das Verbesserungsgebot greift und der Spree-
Abschnitt (OWK Spree 3) bereits unbefriedigende Werte bei Fischfauna und Morphologie aufweist 
(Edelmann 2018, S. 105). Die Grabenoffenlegung nördlich Briesing ist ein positiver Schritt zur Verbesse-
rung des Wasserhaushalts, doch ihre Dimensionierung (nur 250 Meter Länge) reicht nicht aus, um kumu-
lative Effekte wie Nitratbelastung aus der umliegenden Landwirtschaft auszugleichen, was den ökologi-
schen Zustand weiter verschlechtern könnte (VIC 2019a; Edelmann 2018).  

Klimatisch wird der CO2-Fußabdruck durch Bauemissionen, Mehrverkehr und Bodenversiegelung unter-
schätzt; eine umfassende Bilanz fehlt vollständig, was dem Sächsischen Klimaschutzgesetz 
widerspricht und Extremwetterrisiken (z. B. Überschwemmungen in der Spreeniederung) ignoriert (VIC 
2019b). Das Landschaftsbild leidet unter der technischen Überprägung durch Dämme und 
Schutzwände, mit dem Verlust von 45 landschaftsprägenden Bäumen, und Erholungspotenziale wie 
Radwege werden durch Lärm und visuelle Störungen gemindert (VIC 2019b, Kap. 6.3.1, Konflikt 9 L a). 

Kapitel 4: Unzureichende Kompensation und ungeklärte Aspekte 

Die geplanten Kompensationen – insgesamt 77 Maßnahmen, darunter 65.180 Quadratmeter Aus-
gleichsflächen – erfüllen formale Standards, sind aber qualitativ unzureichend und bergen Risiken (VIC 
2019b). Viele beruhen auf Annahmen ohne gesichertes Monitoring, wie die Hop-Over-Strukturen für Fle-
dermäuse oder die Kiebitzbrache, die nur 2 Hektar umfasst und damit den Habitatverlust nicht aus-
gleicht (Philipp 2016; VIC 2019b). Für alle vorgezogenen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist lediglich 
vermerkt, dass eine „Funktionskontrolle“ stattfinden soll. Ein detaillierter Zeitplan fehlt, ebenso Angaben 
dazu, wer die Kontrollen finanziert und welche Schwellenwerte eine Nachsteuerung auslösen. Ohne 
diese Klarstellungen besteht das Risiko, dass Maßnahmen zwar in die Statistik eingehen, ihre Wirksam-
keit aber praktisch nie geprüft wird – ein Problem, das aus älteren Straßenprojekten hinlänglich bekannt 
ist. 

Ebenso fehlt ein Pflegefonds für 25 Jahre, wie in vergleichbaren Projekten üblich. Der Feststellungsent-
wurf verweist lediglich auf „Pflege nach LB-StB“; ein gesonderter Treuhand- oder Pflegefonds ist nicht 
vorgesehen. Damit bleibt offen, ob ausreichend Mittel bereitstehen, wenn der Straßenunterhalt später 
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unter Spardruck gerät. Zwischen alter und neuer Trasse entstehen gut 18 Hektar Rest- bzw. Inselflächen. 
Ohne vertragliche Bindung an Extensivbewirtschaftung könnten diese Parzellen künftig intensiv gedüngt 
und pestizidbelastet werden – der landschaftspflegerische Zugewinn, den die Planer hier ansetzen, 
würde sich dann weitgehend auflösen. Insgesamt priorisiert das Projekt Verkehrsinteressen über 
Naturschutz, was gegen das Prinzip "Vermeidung vor Ausgleich" verstößt (§ 15 BNatSchG) und kumula-
tive Schäden unterschätzt (BUND 2020). 

Kapitel 5: Forderungen und Fazit 

Zur Verbesserung fordern wir folgende Auflagen, die machbar sind und in ähnlichen Verfahren Erfolge 
zeigten: 

1. Erweiterung der Kompensation: Eine Erweiterung der Kompensation auf 4 Hektar Brachflächen 
für Kiebitz und Gänse, ergänzt um Uferrenaturierungen am Briesinggraben (mindestens 5 Meter 
Pufferzonen ohne Bewirtschaftung), um FFH-Arten zu schützen und die WRRL-Ziele zu erfüllen 
(Philipp 2016; Edelmann 2018). 

2. Verbindlicher Monitoring- und Pflegeplan: Ein verbindlicher 25-jähriger Monitoringplan mit 
unabhängiger Überwachung (z. B. jährliche Vogelzählungen, Grundwasseranalysen) und einem 
Treuhandfonds zur Finanzierung, um Wirksamkeit zu sichern und Misserfolge frühzeitig zu 
erkennen (VIC 2019b). Dieser Plan muss rechtlich bindend und mit Sanktionen bei Nichteinhal-
tung ausgestattet sein. 

3. Aktualisierte CO2-Bilanz und Wirtschaftlichkeitsprüfung: Eine aktuelle CO₂-Bilanz mit Integra-
tion klimafreundlicher Elemente wie permeablen Banketten und Solarhecken, um Extremwetter-
risiken zu mindern und den Klimaschutz zu integrieren (VIC 2019a). Die Bilanz muss den EU-
Green-Deal berücksichtigen und öffentlich transparent gemacht werden. 

4. Vertragliche Extensivierung der Restflächen: Vertragliche Extensivierung der 18 Hektar Restflä-
chen, um Intensivierung zu verhindern und Biodiversität zu fördern, etwa durch Pestizidverzicht 
und Mahdregelungen (VIC 2019b). 

5. Erweiterte Durchlässe und Funktionskontrolle: Erweiterte Durchlässe für Fischotter und Fleder-
mäuse mit jährlicher Funktionskontrolle, um Kollisionen zu vermeiden und die Kohärenz des 
Natura-2000-Netzes zu wahren (Philipp 2016). 

6. Neubewertung der Grabenoffenlegung: Eine Neubewertung der Grabenoffenlegung, um sie auf 
500 Meter zu verlängern und mit naturnahen Elementen (z. B. Röhrichtzonen) anzureichern, was 
den ökologischen Zustand der Spree verbessern würde (Edelmann 2018). 

Zusammenfassend lehnen wir das Vorhaben in seiner aktuellen Form ab, da es den Erhaltungszustand 
der Schutzgebiete gefährdet, kumulative Umweltschäden unterschätzt und Alternativen ignoriert (BUND 
2020). Wir bitten die Behörde, unsere Vorschläge als verbindliche Auflagen zu übernehmen.  

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 
 
 
 
  


